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BFH-Leitsatz-Entscheidungen 
 

  
1. Vertrauensschutz im Steuerrecht bei unecht rückwirkenden Gesetzen 

Urteil vom 24.02.2022, Az: III R 9/20  

2. Stromsteuer: Keine Entlastung für Unternehmen in Schwierigkeiten 
Urteil vom 19.01.2022, Az: VII R 28/19  

3. Einkommensteuer: Steuerpflicht eines tageweise beschäftigten Dolmetschers 
im Europarat 
Urteil vom 16.03.2022, Az: VIII R 33/19  

4. Umsatzsteuerbefreiung für Museumsführer 
Beschluss vom 15.02.2022, Az: XI R 30/21 (XI R 37/18)  

5. Umsatzsteuer: Kartenpfand bei Überlassung von elektronischen Zahlungskar-
ten 
Urteil vom 26.01.2022, Az: XI R 19/19 (XI R 12/17)  

 
 
 
Urteile und Beschlüsse:

1. Vertrauensschutz im Steuerrecht bei unecht rückwirkenden Gesetzen 
Urteil vom 24.02.2022, Az: III R 9/20 
1. Bei bilanzierenden Steuerpflichtigen ist Vertrauensschutz gegenüber unecht rück-
wirkenden Gesetzen nicht über mindestens zwei Veranlagungszeitraumwechsel hin-
weg zu gewähren. Der BVerfG-Beschluss Rückwirkung im Steuerrecht III vom 
07.07.2010 – 2 BvL 1/03 , 2 BvL 57/06, 2 BvL 58/06 (BVerfGE 127, 31, BGBl I 
2010, 925 —Entscheidungsformel—) ist nicht nur auf Arbeitnehmerabfindungen zu-
geschnitten. 
 
2. Die BVerfG-Beschlüsse Rückwirkung im Steuerrecht I vom 07.07.2010 – 2 BvL 
14/02 , 2 BvL 2/04, 2 BvL 13/05 (BVerfGE 127, 1, BStBl II 2011, 76 —Entschei-
dungsformel—) und Rückwirkung im Steuerrecht II vom 07.07.2010 – 2 BvR 748/05 
(BVerfGE 127, 61, BStBl II 2011, 86 —Entscheidungsformel—) sind wegen des Dua-
lismus der Einkunftsarten auf Vermögenszuwächse im Gewerbebetrieb nicht übertrag-
bar. 
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2. Stromsteuer: Keine Entlastung für Unternehmen in Schwierigkeiten 
Urteil vom 19.01.2022, Az: VII R 28/19 
1. Die Steuerentlastungen nach § 9b und § 10 StromStG sind Beihilfen i.S. des Art. 
107 Abs. 1 AEUV . 
   

2. Der Anwendung von § 9b , § 10 StromStG steht im Jahr 2016 für Unternehmen in 
Schwierigkeiten das Durchführungsverbot des Art. 108 Abs. 3 Satz 3 AEUV entgegen. 
 
3. Für die Einordnung eines Unternehmens als Unternehmen in Schwierigkeiten 
kommt es nach Art. 2 Nr. 18 Buchst. a AGVO nur auf das einzelne Unternehmen, 
nicht jedoch auf die wirtschaftliche Einheit (Konzernverbund) an, in den das einzelne 
Unternehmen eingebunden ist. 
  

4. Für ein Unternehmen in Schwierigkeiten im Sinne der AGVO kommt es bei Erfül-
lung der Voraussetzung des Art. 2 Nr. 18 Buchst. a AGVO nicht darauf an, ob im Ein-
zelfall eine positive Fortführungsprognose besteht. 
 

  
3. Einkommensteuer: Steuerpflicht eines tageweise beschäftigten Dolmetschers im 

Europarat 
Urteil vom 16.03.2022, Az: VIII R 33/19 
1. Eine Vergütung, die ein in Deutschland ansässiger Dolmetscher für seine tageweise 
Beschäftigung beim Europarat erhält, ist nicht nach dem Allgemeinen Abkommen 
über die Vorrechte und Befreiungen des Europarates vom 02.09.1949 (BGBl II 1954, 
494) steuerbefreit (Anschluss an BFH-Urteil vom 06.08.1998 – IV R 75/97 , BFHE 
186, 410, BStBl II 1998, 732). 
 
2. Einer Verfügung des Generalsekretärs des Europarates, die hinsichtlich einer sol-
chen Vergütung Steuerfreiheit gewährt, kommt keine Bindungswirkung zu Lasten des 
nationalen Besteuerungsrechts zu. 
 

  
4. Umsatzsteuerbefreiung für Museumsführer 

Beschluss vom 15.02.2022, Az: XI R 30/21 (XI R 37/18) 
1. Die Steuerbefreiung des § 4 Nr. 20 Buchst. a UStG für die Leistungen eines Muse-
ums oder einer gleichartigen Einrichtung umfasst sachlich nicht nur die Einräumung 
von Eintrittsberechtigungen in das Museum, sondern z.B. auch andere typische Muse-
umsleistungen mit Kulturbezug. 
 
2. Das Museum, mit dem die gleichartige Einrichtung ihre Museumsleistung erbringt, 
kann auch das Museum einer dritten Person sein. 
 
3. Jedenfalls bei einem Museum, das nur in Begleitung eines Gästeführers besucht 
werden darf, ist die Führung der Museumsgäste eine typische Museumsleistung. 
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4. Ein spezialisierter Unterricht, der für sich allein nicht der für den Schul- und Hoch-
schulunterricht kennzeichnenden Vermittlung, Vertiefung und Entwicklung von 
Kenntnissen und Fähigkeiten in Bezug auf ein breites und vielfältiges Spektrum von 
Stoffen gleichkommt, ist kein Schul- oder Hochschulunterricht i.S. des Art. 132 Abs. 1 
Buchst. i MwStSystRL in seiner neueren Auslegung durch den EuGH. 
 
5. Art. 132 Abs. 1 Buchst. n MwStSystRL ist grundsätzlich nicht berufbar. 
 

  
5. Umsatzsteuer: Kartenpfand bei Überlassung von elektronischen Zahlungskarten 

Urteil vom 26.01.2022, Az: XI R 19/19 (XI R 12/17) 
Bei dem im Rahmen eines bargeldlosen Zahlungssystems für die Überlassung elektro-
nischer Zahlungskarten in Stadien erhobenen Kartenpfand handelt es sich nicht um 
pauschalierten (durch die Kartenrückgabe auflösend bedingten) Schadensersatz, son-
dern um eine steuerbare sonstige Leistung, die nach § 4 Nr. 8 Buchst. d UStG als Um-
satz im Zahlungs- und Überweisungsverkehr steuerfrei ist, wenn der leistende Unter-
nehmer selbst die Übertragung von Geldern vornimmt. 
 
  

 

 


